
gefährdet, die sonst sanierungsfähig wären, es gehen also nicht 
nur 30 % der Betriebe, wie kalkuliert wurde, kaputt, die nicht sa­
nierungsfähig wären, sondern alle - wenn es so weiter geht. Aber 
es geht glücklicherweise nicht so weiter. Die Liquiditätskredite 
sind erhöht worden.

Es ist aber dringend nötig, noch mehr zu machen in diesem 
Monat. Es geht nicht so, und wir müssen es einfach vermitteln, 
daß es nicht möglich ist mit den herkömmlichen Mitteln und 
dem Vertrauen auf die Marktwirtschaft, die Sache zu beherr­
schen. Was hatten wir uns erhofft? Wir hatten uns erhofft - den­
ken sie an die Hinweise zur Qualifizierung -, daß der Mittelstand 
blüht, daß wir im Baugewerbe vorankommen, Baunebengewer­
ke Arbeitskräfte binden, daß beispielsweise Hotel- und Gaststät­
tengewerbe, die Bereiche von Handel und Versorgung Arbeits­
kräfte abnehmen. Aber alles geht runter, alles geht gegen Null. 
Es ist kein Geld da, und wir müssen die Situation einfach so dra­
matisch schildern, weil es so nicht geht. Es müssen grundsätz­
lich andere Möglichkeiten gschaffen werden. Und das ist ledig­
lich mein Appell. Ich sehe es an den Arbeitslosenzahlen. Ich sehe 
es an den Blitzeinsätzen, die wir machen müssen. Ich selbst war 
im Erzbergbau in Mansfeld, weil da innerhalb von 14 Tagen der 
800 Jahre alte Bergbau stillgelegt werden mußte. Mein Staatsse­
kretär ist mit dem Hubschrauber am letzten Sonntag nach Blei­
cherode zum Kalibergbau geflogen - und das ist nur der Anfang 
der Kette. Das heißt also, es ist wirklich eine dramatische Situa­
tion, und sie erfordert neue Werkzeuge und Möglichkeiten der 
Beherrschung, und wir müssen das begreifen.

(Beifall)

Und ich möchte sagen: Gerade in dieser Situation ist es so ex­
trem belastend für uns alle, zu sehen, worum wir uns streiten

(starker Beifall, vor allem bei SPD, PDS 
und Bündnis 90/Grüne)

und welche persönlichen, möglicherweise wahltaktischen Dinge 
dann noch ins Feld geführt werden. Wir sollten uns auf den Weg 
machen und diese Probleme wirklich zu bewältigen versuchen, 
und zwar gemeinsam.

(Lebhafter Beifall, vor allem bei SPD,
PDS, Bündnis 90/Grüne und Liberalen)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Frau Minister Hildebrandt, gestatten Sie ein paar Anfragen? - 
Bitte, Herr Professor Heuer!

Prof. Dr. Heuer (PDS):

■_> Frau Minister, ich habe eine Frage: Halten Sie nach den unter­
schiedlichen Auffassungen, die ich hier eben von Herrn Krause 
und von Ihnen gehört habe, Herrn Krause für den geeigneten 
Verhandlungsführer für die DDR?

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, bei der PDS 
und beim Bündnis 90/Grüne - Unruhe und Zurufe 

bei der CDU/DA und bei der DSU)

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Ich bin der Meinung, daß der erste Staatsvertrag gezeigt hat, 
daß gemeinsam in den Verhandlungen doch Positives herausge­
kommen ist. Wir haben versucht, es Ihnen zu vermitteln. Ich habe 
den Eindruck, daß wir jetzt eine ungünstigere Position haben und 
daß wir uns viel mehr gemeinsam bemühen müssen, noch die 
Möglichkeiten, die da sind - hoffentlich da sind -, auszuschöpfen.

Ich glaube, daß ein großer Unterschied besteht zwischen einer 
doch etwas demagogischen Art der Argumentation coram pupli- 
co vielleicht im Hinblick auf die Wahl und dem tatsächlichen Ver­
handeln zum Wohle aller.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Bitte, eine nächste Anfrage!

Horst Schulz (CDU/DA):

Frau Minister! Die Situation, wie sie sich in der Wirtschaft dar­
stellt, dieser Kollaps, durch die SED

(Heiterkeit bei der PDS)

programmiert, in diese Situation sind wir praktisch durch diese 
40 Jahre hineingeschlittert. Und jetzt, wenn wir die D-Mark nicht 
hätten, frage ich Sie, würde sich doch für diese DDR die Situa­
tion noch viel, viel schlechter darstellen. Wir hätten dann rumä­
nische Verhältnisse oder noch viel schlechtere. Also nun muß 
doch von Ihnen auch mal anerkannt werden, daß die Situation, 
dieser Durchhänger, den wir jetzt haben, programmiert war,

(Zurufe: Frage!) 

und durch diese Sohle sind wir jetzt durch.

(Große Heiterkeit und Protestrufe)

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Herr Abgeordneter, bitte die 
Frage!)

Ich wollte nur darstellen oder Sie fragen ...

(Proteststürme)

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Ich bitte jetzt um Ruhe!)

Ich wollte Sie fragen: Wenn wir die D-Mark nicht hätten, wie 
würde sich dann Ihrer Meinung nach die Situation in der DDR 
darstellen?

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Sie haben völlig recht: Die Pessimismusausstrahlung, die mir 
in der letzten Zeit nachgesagt wird, bezieht sich auf die derzeiti­
ge Situation wirtschaftlicher Art und ist in der Regel losgelöst 
von dem sonstigen Kontext.

Ich möchte grundsätzlich sagen, daß die Wende vom Novem­
ber für mich persönlich und für viele von Ihnen sicher auch so 
enorm ist, daß wir bereit sind, vieles an wirtschaftlichen Umbrü­
chen zu ertragen, die sich selbstverständlich nur dadurch erge­
ben haben, daß wir eben diese dirigistische sozialistische Wirt­
schaft hatten, die nun überhaupt nicht zu dem anderen System 
paßt und alles heruntergewirtschaftet hat... Das weiß doch je­
der. Daß wir davon jetzt weg sind, ist ein Segen. Daß wir die Öff­
nung in das europäische Umfeld haben, ist ein Segen. Es ist ein 
Traum,

(starker Beifall bei den Koalitionsparteien)

wenn ich sehe, daß meine Kinder jetzt in der Lage sind, nach 
Frankreich und nach Spanien und sonstwohin zu fahren, was 
früher undenkbar war. Diese Horizontöffnung, die Möglichkei­
ten, die man hat,

(schwacher Beifall)

die perspektivisch sicher auch noch viel größer werden, das ist 
phantastisch. Da gibt es gar keine Frage. Aber es ist so, daß man 
es natürlich auch wirtschaftlich überleben muß, diesen Um­
bruch.

(Lebhafter Beifall, vor allem bei SPD und PDS)

Deswegen bin ich der Meinung, man muß immer wieder das eine 
sagen, daß wir glücklich sind, wie weit wir gekommen sind, daß 
wir auch wissen, wo wir herkommen und wo eigentlich die 
Schuldigen sind. Selbstverständlich wissen wir das. Bloß, ich ge-
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